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Private Zensur autobiographischer Romane? 

Kritische Anmerkungen zu den Rechtskonflikten um die Romane Esra, Meere und andere

Der neue literarische Skandal –autobiographische Romane als Persönlichkeitsverletzung

In der jüngsten Vergangenheit haben wir eine Reihe neuartiger literarischer Skandale erlebt. Der literarische Skandal an sich ist nichts Neues. Aber seine Erscheinungsform verändert sich mit der Literatur und mit der Gesellschaft. Ich möchte Ihnen zunächst den neuen Typus des literarischen Skandals an vier Beispielen kurz erläutern. Die meisten davon werden dem literarisch interessierten Publikum noch in frischer Erinnerung sein. In einem zweiten Schritt möchte ich Ihnen die Reaktion des Rechts auf neue (und alte) Skandale skizzieren. Dabei beobachten wir einen interessanten Wandel – aber auch eine Kontinuität: Man möchte mit Karl Kraus – frei – formulieren: Der Skandal fängt dann an, wenn das Recht ihm ein Ende machen will. Ob sich das so halten lässt, werden wir noch sehen. Aber in der Zuspitzung steckt jedenfalls eine scharfe Beobachtung: Das Recht auch demokratischer Staaten erweist sich als schlecht präpariert für die Bewältigung literarischer Skandale, soweit sie etwa – in der Vergangenheit – die ‚öffentliche Ordnung‘, die ‚guten Sitten‘ zu erschüttern scheinen und dann die Reaktionen der Strafjustiz provozieren – oder in der Gegenwart eher mit der sehr viel sensibler verteidigten Privatsphäre einzelner zu kollidieren drohen. In einem dritten Schritt möchte ich einen eigenen Vorschlag zur Abspannung des Konflikts zwischen Recht und Literatur andeuten. 

Maxim Biller hat in seinem autobiographischen Roman Esra einen ‚amour fou‘ entwickelt, dessen Protagonist – wie häufig in der Literatur – beim Leser die Frage provozieren kann: Ist er das? Die Autoren lassen sich auf solche Fragen meistens – mit Recht – nicht ein: Selbst eine positive Antwort: Ja, genau, das bin ich – die Biller natürlich nicht gibt –, würde uns als Leser gar nichts nützen. Sie ist einfach irrelevant. Sie könnte sogar falsch sein, das würde doch nichts daran ändern, dass es sich um einen literarischen Text handelt, dessen Bedeutung nicht von einem ‚Wahrheitsgehalt‘, außer einem literarischen, abhängt. Wir erwarten von einem Roman eine gewisse ‚Wahrscheinlichkeit‘ derart, dass uns das Handeln der Figuren nachvollziehbar, irritierend, befremdlich, jedenfalls anschlussfähig an eigene Gedanken, Gefühle, ja, letztlich natürlich an andere Leseerfahrungen erscheint, die wir früher gemacht haben. Doch nun meldet sich eine Frau und beantwortet ungefragt eine Frage, die die Leser von Romanen sich auch hin und wieder stellen, wenn sie in einer Figur eine reale Person wiederzuerkennen glauben, die sie ihrerseits meist nicht persönlich kennen, sondern als Autor, Politiker, Künstler etc. Die Frau also erklärt: Die Geliebte aus dem Roman, das bin ich – und macht ihr Recht auf Schutz ihrer Privatsphäre geltend. Die Frau bleibt paradoxerweise zunächst anonym, weil ihr Name den Lesern nichts mehr sagt, nachdem sie früher einmal durch eine Filmrolle, für die sie auch ausgezeichnet wurde, bekannt geworden ist. Erst dadurch, dass sie die identifizierenden Merkmale in der Öffentlichkeit nennt, insbesondere einen sie identifizierenden Filmpreis, wird sie für die überwiegende Zahl der Leser und Interessenten namhaft: Man braucht nur den Namen des Filmpreises bei Google einzugeben und erhält den Namen der Schauspielerin. 

Der zweite Fall, der Roman Meere von Alban Nicolai Herbst, ist insofern ähnlich, als auch hier eine Frau erklärt: Die Protagonistin der Liebesbeziehung, das bin ich. – Im Unterschied zum ‚Fall Esra‘ bleibt die Identität der Frau aber für die allgemeine Öffentlichkeit verborgen. Der Name würde ihr wohl auch nichts bedeuten, nicht einmal Erinnerungen wachrufen. 

Der dritte Fall, den ich vorstellen möchte, ist weniger bekannt; es handelt sich um eine Geschichte von Birgit Kempker, Als ich das erste Mal mit einem Jungen im Bett lag, war es Cornelius Busch. Die Prozessgeschichte ist hier besonders kurios: Der Protagonist, der hier mit seinem Namen bekannt gemacht wird, der aber der Öffentlichkeit wiederum nichts sagt, war als Zivildienstleis​tender in einer öffentlichen Einrichtung tätig und wurde eines Tages von seinem – offenbar literarisch interessierten – Vorgesetzten gefragt, ob er der Cornelius Busch sei, von dem das Buch handle, das er in einer Buchhandlung gesehen habe. Cornelius Busch erwarb daraufhin das Buch – und dies war der Beginn eines interessanten Rechtsstreits.

Hier haben wir also die seltenere Variante einer ausdrücklichen Namensnennung, die den Konflikt wahrscheinlich erst ermöglicht hat. 

Der vierte Fall, den ich besprechen möchte, ist ebenfalls weniger bekannt – was eigentlich erstaunlich ist. Es geht um einen Roman von, zugegeben, geringer literarischer Qualität, was für die anderen Werke sicher nicht gilt. Im Zentrum dieses Romans (Das Ende des Kanzlers) steht der individuelle wirtschaftliche Niedergang einer Person, die am Ende den mit einem Phantasienamen bezeichneten Bundeskanzler ermordet. Dieser Bundeskanzler wird auf eine ironische Weise namentlich verfremdet, im Übrigen handelt er unter den gleichen Umständen wie der Ex-Kanzler Schröder, der sich darin denn auch erkannt und erfolgreich gegen die Verbreitung des Buches geklagt hat. Im Unterschied zu den drei anderen Fällen geht es hier nicht um den Schutz der Privatsphäre im engeren Sinne, sondern um die Herabsetzung der Person des Kanzlers und die angenommene Heraufbeschwörung eines Lebensrisikos, die in der sympathisierenden Beschreibung des Mordes gesehen wird. Soweit die Fälle! 

Von den drei erstgenannten ist der Fall Birgit Kempker Als ich das erste Mal … insofern ungewöhnlich, als hier in einem literarischen Text der Protagonist denselben Namen trägt wie die reale Person, deren Liebesbeziehung literarisch verarbeitet wird. Die Gründe dafür müssen uns interessieren: Die Gründe, die die Autoren im Prozess angibt, sind interessant: Man muss zunächst vorausschicken, dass der Titelsatz Als ich das erste Mal …  in dem relativ kurzen Text immer wieder wiederholt wird. Die Autorin erklärt dazu, dass es ihr – offenbar in der literarischen Wendung einer Obsession – auf den Klang und den Rhythmus gerade dieses Namens angekommen sei. Der Fall ist auch insofern interessant, als er die Diskrepanz zwischen Schreiben und Lesen des Textes zu Tage treten lässt. Dass der reale Name für die Autorin wichtig war, erscheint – im literarischen Sinne – nicht unwahrscheinlich. Dem Leser teilt sich diese Intensität der emotionalen Besetzung des Namens jedoch nicht oder allenfalls durch die Wiederholung mit. 
Der Wandel des literarischen Skandals

Bevor ich auf die Darstellung und Kritik der Konfliktfälle zurückkomme, möchte ich in einer Zwischenüberlegung eine Retrospektive auf die frühere Typologie des literarischen Skandals eröffnen: Der juristische Konflikt zwischen Persönlichkeitsschutz und Literatur ist nämlich relativ neu, obwohl wir alle wissen, wie sehr auch die Romane der Vergangenheit bevölkert waren mit Protagonisten und Nebenfiguren, in denen die Öffentlichkeit oder die Betroffenen selbst eine Referenz auf reale Personen erkennen zu können glaubten. Das bekannteste Beispiel bilden die Buddenbrooks. Das ‚Who‘s who‘ dieses Romans kann man in den Exponaten des Thomas Mann-Hauses in Lübeck finden. Thomas Mann hat sich mit den daraus erwachsenden Vorwürfen in einer kleinen Schrift (Bilse und ich) auseinandergesetzt, die das Verhältnis von Fiktion und Referenz auf die Realität in ‚Schlüsselromanen‘ akzentuiert. Zu rechtlichen Auseinandersetzungen um das Persönlichkeitsrecht von zu Romanfiguren transformierten Privatpersonen ist es aber in früheren Zeiten nur höchst selten gekommen, obwohl doch der Ehrenschutz früher einen hohen Rang hatte. Dessen Verständnis war aber sehr viel stärker objektiviert und bestimmt durch die Erwartung sozialer Anerkennung in der Öffentlichkeit. Es bestand eine ungeschriebene Konvention über Minimalanforderungen an die literarische Verfremdung der realen Personen zu Romanfiguren, die es erlaubte, die Konflikte außerhalb der Foren des Rechts zu belassen. 

Diese Beobachtung wird in umgekehrter Richtung bestätigt durch die Erscheinungsformen der historischen, vor allem strafrechtlichen Konflikte um die Kunst: Die Rechtsprechung glaubte sich vor allem mit Literatur auseinandersetzen zu müssen, die sittliche und soziale Normen in ‚Anstoß erregender Weise‘ in Frage zu stellen schien. Die Justiz hat dazu einen etwas abfällig so genannten ‚Veredelungsidealismus‘ hochgehalten, der von der Literatur eine Überhöhung des Wirklichen erwartet und nur in diesem engen Rahmen zum Beispiel die Irritation durch Phänomene der Sexualität zugelassen hat. Richter haben dabei kaum eine Gelegenheit ausgelassen, sich lächerlich zu machen. Ein sprechendes Beispiel ist der berühmte Reigen-Prozess vor dem Landgericht Berlin (in dem es um die ‚Anstößigkeit‘ von Arthur Schnitzlers Theaterstück ging): Hier wurden die Theaterbesucher als Zeugen befragt, ob sie Anstoß genommen hätten. Viele waren nur zu diesem Zweck ins Theater gegangen! Diese Variante einer Verteidigung sozialer Konventionen und Sittlichkeitsvorstellungen gegen die künstlerische Infragestellung existiert seit den siebziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts kaum noch.

Die Subjektivierung der Kunst und ihre Folgen

In jüngerer Zeit – auch unter der Garantie der Kunstfreiheit in Art. 5 Abs. 3 GG – hat sich dagegen der neue Typus des Konflikts um den stark subjektivierten Schutz der Persönlichkeitsrechte jenseits des klassischen Ehrenschutzes und seinen objektiven Standards der sozialen Anerkennung herausgebildet. Das Leiturteil aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist die Mephisto-Entscheidung zu dem Roman von Klaus Mann, der nach Auffassung des Gerichts die (postmortalen) Persönlichkeitsrechte von Gustaf Gründgens verletzt. Darauf kann ich nicht im Einzelnen eingehen. Hervorheben möchte ich aber ein Phänomen, dass mir wichtig zu sein scheint: Während die ältere Rechtsprechung sich noch – wenn auch unzulänglich – um einen objektiven Kunstbegriff bemüht hat, hat das Bundesverfassungsgericht diesen Begriff, den es für die Interpretation der Reichweite des Grundrechts der Kunstfreiheit benötigt, gänzlich individualisiert und damit ein Pendant zu dem neuen Antagonisten von Kunst und Literatur, dem sich ebenso individualisierenden Persönlichkeitsrecht, geschaffen. Kunst ist von allen objektivierenden Zuschreibungen befreit und wird ihrerseits zum Ausdruck der Persönlichkeit, zu „freier schöpferischer Gestaltung, in der Eindrücke, Erfahrungen, Erlebnisse des Künstler durch das Medium einer bestimmten Formensprache zu unmittelbaren Anschauungen gebracht werden“ (BVerfGE 30, 173, 189). Der scheinbar großzügigen Ausweitung der Kunst und ihrer Entlastung von allen objektiven Bindungen folgt die Einschränkung auf dem Fuße: Die individualisierte Kunstfreiheit wird so mit dem ebenfalls stark ausgeweiteten individualisierten Persönlichkeitsrecht auf Achtung vor subjektiven Geltungsansprüchen kompatibel gemacht. Beide werden zu Verrechnungsposten eines ‚schonenden Ausgleichs‘ durch Abwägung, bei der die Kunst fast immer die schlechteren Karten hat: Dabei schwingt unausgesprochen der Gedanke mit, dass der ‚gestaltende‘ Autor, der seine Gefühle und Erlebnisse zur ‚unmittelbaren Anschauung‘ bringt, so viele Möglichkeiten des Ausdrucks hat, dass er ohne weiteres auf einen schonenden Gebrauch der ‚benutzten‘ Lebensbilder verwiesen werden kann, für die die Persönlichkeitsrechte der als passive Opfer betroffenen Individuen sozusagen als ‚Urheberrechte‘ in Stellung gebracht werden können. Im Ergebnis ist in allen genannten Fällen so entschieden worden. 

Fiktion und Realität in autobiographischen Werken

Im ‚Mephisto-Fall‘ ging es noch um die Frage, wie weit die so genannte dokumentarische Kunst zur realistischen Konsistenz genötigt ist und ‚fiktionale‘ Verfälschungen als persönlichkeitsverletzend gelten müssen. Dies hat das Bundesverfassungsgericht bejaht: Allerdings ging es hier um eine Persönlichkeit des öffentlichen Lebens. In den Fällen Esra und Meere wurde den Autoren gerade die starke Übereinstimmung mit dem von den betroffenen Frauen im Prozess skizzierten eigenen ‚Lebensbild‘ vorgeworfen. Dies hält die Rechtsprechung für grundsätzlich unzulässig: Die rechtliche Konstruktion zielt dann darauf, den Text mit seiner ‚dichten Referenz‘ auf reale Phänomene – die ihn jedoch nicht zu einem ‚Bericht‘ macht – wie einen nicht-fiktionalen Text zu behandeln und das Eindringen in die Intimsphäre zum Rechtsverstoß zu erheben. In Literaturprozessen werden häufig literaturwissenschaftliche Gutachten vorgelegt, die den fiktionalen Charakter des belletristischen Textes belegen sollen und damit auch Erfolg haben. Für die Rechsprechung kommt es darauf jedoch nicht mehr an. Dies wird gar nicht geleugnet: Der Text wird aber wegen des realistischen Gehalts wie ein Bericht behandelt. 

Wie weit die Rechtsprechung beim Schutz des Persönlichkeitsrechts zu gehen bereit ist, zeigt der jüngste Fall, das Verbot eines Films (Rohtenburg) über den so genannten ‚Kannibalen von Rotenburg‘: Hier waren sogar fast alle tatrelevanten Details schon in extenso in der Presse ausgebreitet worden. Dennoch ist die Aufführung des Films im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes untersagt worden, und zwar allein wegen des unterhaltenden Charakters der filmischen Darstellung des Lebens des ‚Kannibalen‘ und weil das Genre des „Real-Horrorfilms“ – so die eigene Klassifizierung der Filmgesellschaft – persönlichkeitsverletzend sei. Dies ist – selbst wenn man dem skizzierten Ansatz der Rechtsprechung folgt – kaum mehr nachzuvollziehen. Hier wird nichts als ein Gefühl – und nicht mehr der informationelle Gehalt eines ‚Lebensbildes‘ –  geschützt. Ob dabei das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte im Fall Caroline von Monaco zum Schutz der Persönlichkeitssphäre gegen unterhaltende Berichterstattung eine Rolle gespielt hat, lässt sich nur vermuten – zitiert wird es in der den ‚Kannibalen‘ betreffenden Entscheidung des OLG Frankfurt am Main nicht. 

Rechtsschutz gegen literarische Indiskretion?

Doch kommen wir auf unsere literarischen Skandale zurück! Ich möchte nunmehr in einem dritten Schritt eine kritische Überlegung zur Methode der Rechtsprechung anstellen: Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist zu bestreiten, dass ein literarischer Text im Wege des ‚re-entry‘ in den Horizont des Lesers nicht auch tatsächliche Wirkungen in der realen Welt erzeugen kann. Das Spiel mit den Grenzen der verschiedenen Genres – Roman/Bericht, Roman/Autobiographie etc. – ist eine gängige literarische Technik. Der Ansatz muss anders formuliert werden: Die Rechtsprechung geht ohne weiteres davon aus, dass die Mitteilung von Wissen über die Privatsphäre eines Individuums rechtswidrig ist. Das ist darauf zurückzuführen, dass der Schutz der Persönlichkeit gegenüber der staatlichen Informationserhebung und -verarbeitung ohne zusätzliche Begründung durch Unterstellung von ‚Drittwirkung‘ die gleiche Reichweite auch unter Privaten erhält. Das ist jedoch alles andere als selbstverständlich; in den USA wird dies zum Beispiel überwiegend anders – und wie ich glaube, auch richtig gesehen: Es gibt keinen allgemeinen Geheimnisschutz! Es muss deshalb sehr viel genauer die Kollision eines literarischen Genres mit seinen eigenen Kommunikationsregeln auf der einen Seite und der Erwartung der betroffenen Personen über die Geheimhaltung beziehungsweise die Bedingungen der Weitergabe von Informationen andererseits rekonstruiert werden. Das Ausspähen der Intimsphäre von Personen durch Paparazzi ist etwas anderes als die Indiskretion des mit der Intimsphäre dieser Person Vertrauten. Das Vertrauen ist grundsätzlich nicht rechtlich geschützt. Insbesondere gegen Klatsch gibt es keinen Rechtsschutz: Wer seine Liebesaffären im Detail anderen berichtet, mag unmoralisch handeln, rechtswidrig handelt er nicht. Allerdings ist es eine andere Frage, ob dies auch für die öffentliche mediale Berichterstattung gilt. Diese Frage möchte ich nicht allgemein beantworten. 

Die Offenheit des Textes und die Versuche zu seiner Festlegung durch Lektüreprozesse

Stattdessen möchte ich genauer auf den Status des literarischen Textes zurückkommen: Der literarische Text kann nicht nur seine Interpretation nicht festlegen, er lässt Lesarten zu, die dem Autor möglicherweise ganz fern liegen. Nicht nur das, auch der Leser ist in seiner Rezeption nicht autonom. Er liest den Text anders, wenn er mit den Genres vertraut ist oder wenn er Rezensionen gelesen hat. Dann gibt es noch den kleineren Kreis der Leser, die mit dem Autor bekannt, befreundet, verwandt sind. Sie werden bei Texten mit autobiographischen Referenzen sich gar nicht dagegen wehren können, dass Assoziationen zu eigenen Wahrnehmungen des Autors entstehen. Das gleiche Phänomen existiert auf der Seite der anderen Protagonisten autobiographischer Romane: Die Lektüre etwa der Nachbarn und Freunde der Geliebten des Autors wird überlagert durch das Interesse an einer realen Person, die sie in einer Romanfigur wiederzuerkennen glauben. Da die Kenntnis immer bruchstückhaft bleibt, kann das ganz falsche Assoziationen auslösen. Die Widererkennungseffekte kann man aber kaum leugnen. Und darin kann ein Problem für den Betroffenen liegen, vor allem dann, wenn diese Lektüre nicht nur beiläufig bleibt, sondern zum primären Motiv wird, wenn Nachbarn, Freunde, Arbeitskollegen, gegenwärtige und künftige Arbeitgeber ein Buch als Beschreibung einer Person lesen, die sie kennen. 

Hier sind also unterschiedliche Beziehungsnetzwerke zu unterscheiden: Der engere Bekannten- und Freundeskreis wird bei autobiographischen Romanen schnell ‚dahinterkommen‘, wer die realen ‚Vorbilder‘ für die romanesken Protagonisten sind. Dann gibt es das weitere Netzwerk des Klatsches, das durch den Roman neue Nahrung erhält. Das allein ist aber noch nicht rechtswidrig, denn der Autor hätte den Klatsch auch in der traditionellen mündlichen Form verbreiten können. Erst dann, wenn über die Verbreitung des ‚Klatschnetzwerkes‘ hinaus durch Publizität ein Schaden droht, etwa im Arbeitsleben, kann die mediale Veröffentlichung von ‚Informationen‘ zum Beispiel über das Intimleben den Charakter einer Persönlichkeitsverletzung erhalten. Dies war etwa in einem anderen Fall anzunehmen, in dem einer bekannten und identifizierbaren Romanautorin als Romanfigur in einem anderen Roman eine inzestuöse Beziehung zu ihrem Vater zugeschrieben wurde. Im Übrigen bedarf es dazu aber – entgegen der Auffassung der Rechtsprechung – eines genaueren Vortrages im Prozess und nicht nur eines Beleges identifizierender ‚Stellen‘. Deshalb ist umgekehrt auch die Klage selbst ein paradoxer Vorgang, der gerade erst die ‚biographische‘ Lesart des Romans, die vorher vielleicht nur eine Möglichkeit war, dadurch legitimiert, dass der Betroffene erklärt: Das bin ich! – Wenn man die in den Entscheidungen enthaltene Liste der ‚identifizierenden‘ Merkmale liest, so muss man sich fragen, wie viele Menschen eigentlich eine ausreichende Zahl dieser Merkmale kennen, um die Identifizierung selbst vornehmen zu können. 

Funktion der Kunst? „Erlaubtes Risiko“!

Und hier kommt endlich die Kunstfreiheit zum Zuge: Sie ermöglicht und erlaubt das Spiel der unterschiedlichen Schreib- und Lesarten und erlaubt auch das Risiko des ‚re-entry‘ des Textes in die Form des ‚Berichts‘ durch die ‚biographische‘ Lektüre. Nur wenn die nahe Gefahr eines darüber hinausgehenden Schadens besteht, ist die Schutzwirkung der Kunstfreiheit erschöpft. In den Fällen Esra und Meere käme es genauer auf das Vorbringen der Klägerinnen von Reaktionen auf die Lektüre des Romans durch Dritte an, nicht auf das Vorbringen ihrer eigenen! Die Gerichte haben der Feststellung der ‚Identität‘ von Romanfigur und ‚Vorbild‘ aber primär im Blick auf die Lektüre der betreffenden Personen selbst getroffen. Dies ist eine Verfahrensweise, die mit der Kunstfreiheit und dem dadurch ermöglichten Spiel der unterschiedlichen Rezeptionsformen nicht vereinbar ist. Der BGH hat im Falle Esra zwar noch auf die ‚Erkennbarkeit in einem mehr oder minder großen Bekanntenkreis bzw. in der näheren persönlichen Umgebung‘ abgestellt, dieses Kriterium aber kaum spezifiziert oder quantifiziert. Insbesondere hat er nicht gefragt, wie wahrscheinlich es eigentlich ist, dass eine nennenswerte Zahl von Bekannten der Klägerin das Buch aufgrund welcher Informationen auch immer mit dem Blick auf die hinter der Protagonistin stehende Frau lesen würde. Diese Problematik des Leserinteresses haben die Gerichte auch in anderen Verfahren ignoriert und damit die spezifischen Kommunikationsbedingungen vernachlässigt, die zur ‚Dechiffrierung‘ führen könnten. Das Kunstwerk, das durchaus verschiedene Lektürezugänge mit verschiedenen Perspektiven erlaubt, wird zur Information, die frei im Raum verbreitet und aufgenommen wird. 

Am Ende steht dann eine Sichtweise, wie sie dem Fall des ‚Kannibalen‘ zugrunde liegt: Es geht nicht einmal mehr um die Information, die längst bekannt ist, sondern um ein diffuses Gefühl, das zum Gegenstand des Persönlichkeitsschutzes wird. Wie wenig die Rechtsprechung sich auf die besonderen Kommunikationsbedingungen der Kunst und ihrer Medien einlässt, lässt sich auch am Fall des Kanzlerbuches zeigen: Hier nimmt der Persönlichkeitsschutz wiederum eine andere Form an: Das Gericht, das OLG Hamburg, stellt nämlich nicht einmal auf den möglicherweise herabsetzenden Charakter einer Mordphantasie über eine Person ab, sondern auf die in der Darstellung eines nicht sanktionierten (!) Verbrechens zu sehende reale Anreizwirkung! Hier wird das Kunstwerk zur Vorbereitungshandlung für einen Mord! Das ist ein zutiefst illiberaler Gedanke. Selbstverständlich ist auch in dieser Hinsicht die Überwirkung eines ästhetischen Werkes auf die Wirklichkeit alles andere als ausgeschlossen, aber dieses Risiko mutet uns die Kunstfreiheit zu, die auch den öffentlichen Ausdruck gefährlicher Gedanken zulässt. Dieses Risiko wird zur Bearbeitung an die Kunstöffentlichkeit, die Kritik, den Streit, die Gegenrede verwiesen, nicht aber an die Gerichte. 

Die Freiheit des ‚offenen Kunstwerkes‘
Der Persönlichkeitsschutz erweist seine amöbenhafte Formlosigkeit darin, dass er hier zum Vehikel eines alten illiberalen Zensurwunsches wird. In den Fällen Esra und Meere statuiert er einen Geheimnisschutz, der sonst immer einer besonderen Rechtsgrundlage bedarf. Zum Fall des ‚Kanzlerbuches‘ ist vielleicht noch anzumerken, dass etwa zur gleichen Zeit in den USA ein Roman erschienen ist, von Nicholson Baker, in dem es um einen Mord an George W. Bush geht. Auch dieses Buch hat einen Skandal provoziert, aber in den USA ist es anerkannt, dass Personen, die in der Öffentlichkeit stehen, ihr Leben beinahe unbegrenzt den medialen Beobachtungen und Kommentierungen, der ästhetischen Bearbeitung oder religiösen Verdammung aussetzen lassen müssen. Und das ist auch richtig, weil es für deren Begrenzung gar keine Standards mehr geben kann, außer solchen, die mit den Kommunikationsfreiheiten nur schwer vereinbar sind.

Ich komme zum Schluss: Der Persönlichkeitsschutz ist zu einem Risiko für die Medienfreiheiten und die Kunstfreiheit insbesondere geworden. Dieser Schutz muss sehr viel stärker vermittelt werden mit den Kommunikationsprozessen und Rezeptionsbedingungen, die das „offene Kunstwerk“ (U. Eco) transportieren und transformieren. Der Persönlichkeitsschutz darf die Beobachtung der Kunst durch das Recht nicht simplifizieren. Früher ist dies in einer objektivierenden Variante durch eine Funktionsbindung der Kunst geschehen – heute werden subjektive Selbstdarstellungen von Personen quasi-urheberrechtlich unter Lizenzpflicht gestellt. Das eine ist so problematisch wie das andere.

PAGE  
1

